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Aus der Lehre
und aus der Praxis
zz. · An dieser Stelle erhalten Juristen
jeweils die Gelegenheit, einen Gastbei-
trag zu verfassen. In der Rubrik «Recht
und Gesellschaft» will die NZZ The-
men des Rechts mehr Raum geben und
Juristen aus der Praxis, aber auch aus
der Lehre eine Plattform bieten. Be-
leuchtet werden aktuelle Rechtsfragen,
ein juristisches Problem, ein rechtlicher
Missstand oder schlichtThemen, die sich
an der Schnittstelle zwischen Recht und
Gesellschaft bewegen. Auch Nichtjuris-
ten sollen sich von den Beiträgen ange-
sprochen fühlen. Die Rubrik erscheint
zweimal im Monat. Sie finden die Bei-
träge auch im Internet.

Wie haftet der Verwaltungsrat in Corona-Zeiten?
In der gegenwärtigen Krise soll die Firmenaufsicht vorübergehend entlastet werden. Von Laurent Killias und Paola Wullschleger

Wegen der Corona-Krise
sind viele Unternehmen in
finanzielle Schieflage geraten.
Der Bundesrat will verhindern,
dass sie in Konkurs gehen –
und gibt ihnen mehr Zeit
für Sanierungsmassnahmen.

Die Covid-19-Pandemie und die vom
Bundesrat mittels Notrecht verordne-
ten Eingriffe in die Wirtschaft haben
weitreichende Auswirkungen auf das
Geschäftsleben. Es sind rund 1,5 Mil-
lionen Gesuche für Kurzarbeit ein-
gegangen, und die Arbeitslosigkeit
ist stark angestiegen. Zahlreiche Be-
triebe sind geschlossen, andere haben
mit massiven Einschränkungen und
schwindender Nachfrage zu kämpfen.
Während die Fixkosten weiterlaufen,
fallen Einnahmen weg. Dies kann rasch
zu Liquiditätsengpässen führen und in
einer Überschuldung des Unterneh-
mens enden.

Der Verwaltungsrat muss die wirt-
schaftliche und finanzielle Lage des
Unternehmens laufend überwachen.
Diese Aufgabe kann er nicht delegie-
ren. Gerät das Unternehmen in eine
finanzielle Schieflage, muss der Verwal-
tungsrat vonGesetzes wegen bestimmte
Schritte einleiten.Wenn das Fremdkapi-
tal nicht mehr durch Aktiven gedeckt
ist, also begründete Besorgnis einer
Überschuldung besteht, muss er eine
Zwischenbilanz zu Fortführungs- sowie
Liquidationswerten erstellen lassen und

einem Revisor zur Überprüfung vor-
legen. Zeigen beide Zwischenbilanzen
eine Überschuldung auf, muss der Ver-
waltungsrat aktivwerden.Es gilt nun,die
Überschuldung unverzüglich und ohne
Risiko für die Gläubiger zu beheben –
etwa durch eineKapitalerhöhung, für die
bereits Investoren bereitstehen. Besteht
keineMöglichkeit, so vorzugehen, ist der
Verwaltungsrat verpflichtet,denRichter
zu benachrichtigen und dieBilanz zu de-
ponieren (sogenannte Überschuldungs-
anzeige).DasGericht eröffnet daraufhin
den Konkurs.

Die Überschuldungsanzeige an das
Gericht dient in erster Linie dem Schutz
der Gläubiger. Sie soll verhindern, dass
das Unternehmen defizitär weiterwirt-
schaftet, sich die finanzielle Situation
dadurch nochmals verschlechtert und
das Haftungssubstrat für die Gläubiger
weiter abnimmt. Darüber hinaus sol-
len auch die Allgemeinheit und insbe-
sondere allfällige «Neugläubiger» da-
vor geschützt werden, ohne Wissen um
den Kapitalmangel mit der überschulde-

ten Gesellschaft zu geschäften. Kommt
der Verwaltungsrat diesen gesetzlichen
Pflichten nicht ordnungsgemäss nach,
kann er für den entstandenen Schaden
persönlich haftbar werden.Der Schaden,
der durch eine sogenannte Konkursver-
schleppung eintritt, besteht in der Ver-
grösserung der Überschuldung des kon-
kursiten Unternehmens und kann ein
beachtliches Ausmass erreichen.

Rettungsaktionen ermöglichen

Der Bundesrat will mit gezielten Mass-
nahmen durch Corona bedingte Kon-
kurse verhindern und Arbeitsplätze
sichern, um den volkswirtschaftlichen
Schaden einzudämmen. Er hat zu die-
sem Zweck am 16.April 2020 die Covid-
19-Verordnung Insolvenzrecht erlassen.

Die Verordnung sieht unter ande-
rem eine vorübergehende Entlastung
des Verwaltungsrats von der Pflicht zur
Überschuldungsanzeige vor. Dadurch
sollen Unternehmen, die allein aufgrund
der Corona-Krise in finanzielle Schwie-

rigkeiten geraten, genügend Zeit er-
halten, um ihr Geschäft zu reorganisie-
ren und Sanierungsmassnahmen umzu-
setzen. Diese Erleichterung ist aber an
enge Voraussetzungen geknüpft.

Unter den Covid-19-Insolvenzregeln
ist ein Unternehmen von der Anzeige-
pflicht entbunden, wenn es einerseits
per Ende 2019 finanziell gesund war und
andererseits die Aussicht besteht, dass
die seither eingetretene Überschuldung
bis Ende 2020 überwunden werden
kann.Unternehmen, die per 31. Dezem-
ber 2019 überschuldet waren, können
demnach nicht auf die Benachrichtigung
des Richters verzichten. Dieses Datum
wurde gewählt, weil es für viele Unter-
nehmen mit dem Abschlussdatum des
Geschäftsjahrs zusammenfällt. Zudem
wurde eine damals schlechte Finanzlage
nicht durch die gegenwärtige Pandemie
verursacht.

Als per 31. Dezember 2019 über-
schuldet gelten auch Gesellschaften, die
am Stichtag über Rangrücktritte von
Gläubigern verfügten und aus diesem

Grund nicht verpflichtet waren, das Ge-
richt zu benachrichtigen. Es soll verhin-
dert werden, dass eine überfällige Sanie-
rung verschleppt wird und sich der Scha-
den für die Gläubiger noch vergrössert.
Dies dürfte dazu führen, dass zahlreiche
Startups durch die Maschen fallen. Die
Benachrichtigung des Richters darf zu-
dem nur dann unterbleiben, wenn bis
zum 31. Dezember 2020 Aussicht auf
Sanierung des Unternehmens besteht.

Gerade dieser Punkt wirft für den
Verwaltungsrat schwierige Fragen auf.
Er muss die Situation laufend und
gründlich analysieren, operative Sanie-
rungsmassnahmen sowie Bilanzsanie-
rungen prüfen und gestützt darauf eine
Prognose darüber anstellen, ob eine
bilanzielle Erholung des Unternehmens
per Ende 2020 realistisch ist.

Umsichtiges Handeln gefordert

DerEntscheid desVerwaltungsrats, trotz
Überschuldung auf die Benachrichti-
gung des Richters zu verzichten, muss
ausserdem zu einem späteren Zeitpunkt
nachvollziehbar sein. Dies bedingt, dass
der Verwaltungsrat seinen Entscheid
schriftlich begründet und dokumentiert.
Er hat die getroffenen Annahmen und
geplantenMassnahmen imProtokoll zur
relevanten Verwaltungsratssitzung fest-
zuhalten und als Belege dazu Zwischen-
bilanz,Budget,Liquiditätsplan undÄhn-
liches beizulegen.

Gerät das Unternehmen in stürmi-
sches Fahrwasser, vergrössern sich die
Haftungsrisiken des Verwaltungsrats.
Krisensituationen erfordern ein rasches,
entschiedenes und umsichtiges Handeln.
Es gilt, weder verfrüht das Handtuch zu
werfen noch sich überoptimistisch tie-
fer in die Krise zu stürzen. Im gegen-
wärtigen, von Unsicherheiten geprägten
wirtschaftlichen Umfeld ist eine objek-
tive Analyse von Chancen und Risiken
erschwert. Wichtig ist, dass der Verwal-
tungsrat seine Entscheide in einem ein-
wandfreien Prozess, auf der Grundlage
angemessener Informationen und frei
von Interessenkonflikten fällt. Tut er
dies und kann er das nachweisen, kann
ihm in der Regel keine Pflichtverlet-
zung vorgeworfen werden – auch wenn
die Unternehmenssanierung am Ende
doch misslingt.
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